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Ja zur inklusiven Schule - wenn die Voraussetzungen stimmen! 
 
Der vds, Verband Sonderpädagogik, setzt sich dafür ein, dass die inklusive Schule in Nie-

dersachsen verantwortlich weiter ausgebaut wird. Dabei verweist der vds auf den großen 

parlamentarischen Konsens bei der Schulgesetznovelle von 2012, der einen behutsamen 

und tragfähigen Einstieg in die Umsetzung der Behindertenrechtskonvention ermöglicht hat. 

Dieser Weg hat bundesweit Anerkennung gefunden und Vorbildfunktion bekommen. Ange-

sichts der angestrebten Ausweitung der inklusiven Schule in Niedersachsen erklärte der 

Landesvorsitzende Reinhard Fricke:  "Im Interesse aller Schülerinnen und Schüler, aber 

auch der Lehrkräfte, Eltern und Schulträger, treten wir vehement dafür ein, eine Gestal-

tungs- und keine Abschaffungsdebatte zu führen." Der vds verweist darauf, dass nur ge-

meinsame Anstrengungen um eine inklusive Pädagogik in allen Schulen zielführend sind. 

"Die Zielsetzungen der inklusiven Bildung taugen nicht zum Streit, zumal der auf dem Rü-

cken und zum Nachteil der jungen Menschen ausgetragen wird", so Fricke. 

 

Der vds unterstützt grundsätzlich die Ausgestaltung der barrierefreien Schule, verweist aber 

auf die Notwendigkeit klarer untergesetzlicher Regelungen hinsichtlich der Steuerung und 

Koordinierung der sonderpädagogischen Unterstützung in der inklusiven allgemeinen Schu-

le einerseits und der Gewährleistung verlässlicher Rahmenbedingungen andererseits.  

 

Prüfsteine für den weiteren Prozess sind: 

 

Respekt. Alle organisatorischen und inhaltlichen Maßnahmen müssen sich am Kindeswohl 

orientieren. Alle Kinder und Jugendlichen haben ein Recht auf Würde, auf  Anerkennung 

und Wertschätzung ihrer Person. Alle haben einen Anspruch auf Bildung, denn Bildung ist 

wesentliche Bedingung für gesellschaftliche Teilhabe.  

Kein Kind darf von Bildungsangeboten ausgeschlossen werden! 

 

Relevanz. Inklusive Bildung erfordert die Berücksichtigung und Anerkennung von Ver-

schiedenheit. Der Vielfalt der Kinder und Jugendlichen und der Unterschiedlichkeit ihrer Vo-

raussetzungen und Bedingungen müssen die Wege und Formen der Pädagogik entspre-

chen. Mehrdimensionalität statt Uniformität! 

 

Regionalität. Verbindliche gesetzliche und untergesetzliche Regelungen müssen Klarheit 

und Vergleichbarkeit in allen Teilen des Landes gewährleisten. Das gilt insbesondere für die 

Steuerung und Koordinierung der Sonderpädagogischen Unterstützung und für die Vertei-

lung der Ressourcen.  Aber es gilt auch, regionale Bedingungen, Strukturen und Traditio-
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nen zu berücksichtigen. An die Erfahrungen mit Regionalen Integrationskonzepten aus an-

derthalb Jahrzehnten ist anzuknüpfen. Vergleichbarkeit, aber keine Gleichmacherei! 

 

Ressourcen. Inklusion erfordert hohe fachliche Fähigkeiten aller beteiligten Lehrkräfte und 

grundlegende Haltungen und Kompetenzen des nichtlehrenden Personals. Dem Grundsatz 

haben alle Einrichtungen für die Aus-, Fort- und -Weiterbildung Rechnung zu tragen. Lehr-

kräfte sind in notwendigem Umfang bereitzustellen und bedarfs- und verteilgerecht einzu-

setzen. Dabei sind auch die spezifischen Belastungen des Personals zu berücksichtigen, 

die sich durch den Einsatz an verschiedenen Orten ergeben.  Angemessene räumliche und 

sächliche Ausstattungen sind ebenfalls verfügbar zu machen.  

Ressourcen sind nicht alles, aber alles ist nichts ohne eine angemessene Ausstat-

tung.  

      

Der vds steht weiterhin zu dem übergreifenden Beschluss der Fraktionen des niedersächsi-

schen Landtags bezüglich der geltenden gesetzlichen Grundlagen für die Inklusion.  "Die 

erheblichen und umfangreichen Anstrengungen der Landesregierungen, das Engagement 

der Lehrkräfte und nicht zuletzt die Investitionen der Schulträger haben dazu beigetragen 

dass sich die niedersächsischen Schulen pädagogisch weiterentwickeln", betonte Fricke. 

Die Anstrengungen des Landes bei der Qualifikation der Lehrkräfte, die Ausweitungen der 

Kapazitäten für das Lehramt Sonderpädagogik an den Universitäten und die erfolgreichen 

Verhandlungen des Landes mit den Kommunalen Spitzenverbänden bezüglich der Ausstat-

tungen der Schulen sind deutlich erkennbare Fortschritte. Durch die gegenwärtige Debatte, 

die um " Abschaffung" und "Wahlfreiheit" kreist, werden Eltern, Lehrkräfte und Schulträger 

irritiert und verunsichert.  "Deshalb sollte der gemeinsam gestaltete und verantwortete Weg 

mit großer gesellschaftlicher Zustimmung und Unterstützung fortgesetzt werden  - davon 

profitieren letztlich alle Kinder", so Fricke.  

Im Namen des Verbands appellierte Fricke an alle Parteien, in Fragen der Inklusion Kon-

sens statt Konfrontation zu suchen.   

 

 

 

 

 


